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CB-BEITRAG

Tobias Grambow, RA/FAArbR, und Andreas Hartwig*

Tätereigenschaft bei Straftatbeständen und
Ordnungswidrigkeiten im Arbeitsrecht
Zahlreiche Gesetze mit arbeitsrechtlichem Bezug sehen Bußgeld- oder gar Straftatbestände vor. In der Praxis
stellt sich häufig die Frage des oder der zutreffenden Adressaten solcher Normen. Mit anderen Worten ist
fraglich, gegen wen genau ein Bußgeld verhängt werden kann bzw. wer strafrechtlich verantwortlich ist. So
wird bspw. in den Straf- und Bußgeldnormen des Schwarzarbeitsgesetzes deutlich, dass sich diese in der Regel
gegen den Arbeitgeber richten. Was aber, wenn es sich dabei um eine juristische Person handelt? Und wie
sieht es im AÜG oder dem BetrVG aus? Kann dort auch ein Arbeitnehmer des Unternehmens, z.B. der
Personalleiter straf- bzw. ordnungswidrigkeitenrechtlich belangt werden? Und haben die Behörden ein Wahl-
recht, welche juristische oder natürliche Person sie zur Verantwortung ziehen, so es mehrere Möglichkeiten
gibt? Dem geht der nachfolgende Beitrag auf den Grund.

I. Problemstellung

Schaut man sich die einzelnen Gesetze mit Bezug zum Arbeitsrecht
an, so fällt auf, dass für den Laien kaum erkennbar ist, wer straf- oder
bußgeldrechtlich verantwortlich bei Verletzungen der entsprechen-
den Gesetzesnormen ist.
Deutlich wird dies z.B. in § 25 Abs. 1 ArbSchG. Dort kann unter be-
stimmten Voraussetzungen der „Arbeitgeber“, eine „verantwortliche
Person“ oder ein „Beschäftigter“ mit einem Bußgeld belegt werden.
Offen bleibt bereits, wer Arbeitgeber im Sinne dieses Tatbestandes
sein kann. Soll der Begriff natürliche und juristische Personen glei-
chermaßen erfassen? Würde man das so verstehen, könnten auch
Personen- und Kapitalgesellschaften Adressat eines Bußgeldbe-
scheids sein. Darüber hinaus bleibt unklar, wer wann eine „verant-
wortliche Person“ oder „Beschäftigter“ sein kann. Ebenso unüber-
sichtlich ist der Ordnungswidrigkeitenkatalog des § 21 Abs. 1 MiLoG
gestaltet. Dort heißt es „ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig [. . .]“ einen der dort genannten Tatbestände erfüllt. Das
Wort „wer“ erweckt den Eindruck, als könnte jeder, das heißt sowohl
der Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer oder ein Unternehmen, ord-
nungswidrig nach der Norm handeln.
Eine abschließende Klärung der Adressateneigenschaft gelingt in der
Regel nicht ohne einen parallelen Blick in das StGB bzw. das OWiG.
Grundsätzlich können nur natürliche Personen Adressat einer Straf-
norm sein. Der Begriff der „Tat“ setzt nämlich ein menschliches Ver-
halten voraus.1 Daraus folgt, dass juristische Personen grundsätzlich
nicht Adressaten einer Strafnorm oder Ordnungswidrigkeit sein kön-
nen.2 Nach dem deutschen Strafrecht kann ferner nur bestraft wer-
den, wer eine Straftat zurechenbar selbst begangen hat.3 Viele Straf-
taten bzw. Ordnungswidrigkeiten können von „jedermann“ begangen
werden. Beispielsweise können die Körperverletzung (§ 223 StGB)
oder der Diebstahl (§ 242 StGB) von „jedermann“ verwirklicht wer-

den. Darüber hinaus kann gegen jeden, der unzulässigen Lärm (§ 117
OWiG) verursacht, ein Bußgeld verhängt werden. Im Gesetz taucht
der Begriff „jedermann“ nicht auf. In den genannten Normen wird
„wer“ verwendet. Dadurch wird der Täterkreis aber nicht einge-
schränkt.4

Von diesen „Jedermann“-Delikten zu unterscheiden sind Sonderde-
likte. Der Täterkreis ist bei diesen Delikten durch eine außerstraf-
rechtliche Pflichtenstellung des Handelnden begrenzt. Zu nennen
sind hier exemplarisch § 266a StGB (Arbeitgeber), § 404 Abs. 1
SGB III (Unternehmer) und § 15a AÜG (Entleiher). Diese speziellen
Voraussetzungen (Arbeitgeber, Unternehmer usw.) werden als beson-
dere persönliche Merkmale bezeichnet.5 Häufig ist der Arbeitgeber
nicht nur eine einzelne Person, sondern eine GmbH oder AG.
Aus dem Vorstehenden ergeben sich nun einige Schlussfolgerungen.
Wenn die besondere persönliche Eigenschaft in einem Sonderdelikt
von einer juristischen Person ausgefüllt wird, so kann diese nicht
sanktioniert werden. Denn – abgesehen von der Sonderregelung
des § 30 OWiG – verlangt eine solche Tat im Strafrecht und im Recht
der Ordnungswidrigkeiten ein menschliches Handeln. Würde man es
dabei belassen, so würde eine Strafbarkeitslücke dort vorhanden
sein, wo juristische Personen handeln.
Probleme können auch in Fällen auftauchen, in denen eine natürliche

* Die Autoren danken Frau Rechtsreferendarin Lena Both für die wertvolle Un-
terstützung.

1 Hecker, in: Schönke/Schröder, StGB, Vorbemerkung vor § 1, Rn. 1.
2 Zur Ausnahmevorschrift des § 30 OWiG s.u. IV. dieses Beitrags.
3 Heine/Weißer, in: Schönke/Schröder, StGB, § 25, Rn. 2. Neben der hier ge-

nannten unmittelbaren Täterschaft gibt es noch die mittelbare Täterschaft.
Der Einfachheit halber wird diese hier weggelassen.

4 Wessels/Beulke, Strafrecht Allgemeiner Teil, 271, Rn. 797.
5 Siehe § 14 Abs. 1 StGB, § 9 Abs. 1 OWiG; vgl. näher zum Begriff: Perron/

Eisele, in: Schönke/Schröder, StGB, § 14, Rn. 8.
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Person das nötige Merkmal ausfüllt, aber die sanktionierte Handlung
auf eine Person delegiert, die dieses Merkmal nicht erfüllt. In diesem
Fall könnte keiner der beiden Akteure zur Rechenschaft gezogen
werden. Derjenige, der das Merkmal innehat, hat die Handlung nicht
selbst getätigt. Der tatsächlich Handelnde wiederum ist nicht Träger
des Merkmales. Beide Problemfelder hat der Gesetzgeber erkannt
und auf folgende Weise beseitigt.

II. Erweiterung des Täterkreises über §§ 14 StGB, 9
OWiG

Der Gesetzgeber hat auf die Einengung des Täterkreises dadurch rea-
giert, dass er sowohl für das Strafrecht als auch für das Recht der
Ordnungswidrigkeiten Regelungen geschaffen hat, die praktisch zu
einer Ausweitung des Täterkreises bei den sog. Sonderdelikten führen.
Das sind die §§ 14 StGB, 9 OWiG. Beide Normen erfüllen für den
jeweiligen Bereich den Zweck, den Täterkreis zu erweitern. Das System
ist sowohl im Ordnungswidrigkeitenrecht als auch im Strafrecht gleich.
Beide Normen statuieren, dass auch Personen, die nicht die vom je-
weiligen Strafgesetz genannte besondere persönliche Eigenschaft in-
nehaben, zur Verantwortung gezogen werden können, wenn sie die
strafbare Handlung selbst vorgenommen haben und dazu eine in den
§§ 14 StGB, 9 OWiG genannte Position/Pflichtenstellung besitzen.

1. Die besonderen persönlichen Merkmale

Allgemein können gemäß §§ 14 Abs. 1 StGB, 9 Abs. 1 OWiG beson-
dere persönliche Merkmale persönliche Eigenschaften, Verhältnisse
oder Umstände sein. Durch diese weite Definition wird eine Vielzahl
von Merkmalen erfasst. Die Merkmale können auch auf juristische
Personen zutreffen. Nicht immer ist in diesen Normen das Merkmal
(Verleiher, Entleiher, Arbeitgeber etc.) direkt genannt. Das ist aber
unschädlich. Es genügt, wenn sich das Merkmal aus dem Sachzu-
sammenhang ergibt.6

2. Erfasster Personenkreis

Die genannten Normen lassen sich wie folgt gliedern. Der jeweilige
Abs. 1 erfasst natürliche Personen, die selbst als Organ oder Teil
eines Organs eine juristische Person vertreten. Ebenso umfasst sind
Vertretungsberechtigte von rechtsfähigen Personengesellschaften.
Die dort weiter aufgeführten gesetzlichen Vertreter spielen hier eine
untergeordnete Rolle und bleiben außen vor. Der jeweilige Abs. 2
erstreckt die straf- und ordnungsrechtliche Verantwortung darüber
hinaus auf Personen, die mit der Wahrnehmung einer besonderen
Aufgabe beauftragt wurden. Unterschieden wird dabei nochmal zwi-
schen der Leitung bzw. Teilleitung und der Beauftragung zur Wahr-
nehmung einer bestimmten Aufgabe.
Häufig sind die Organe eines Unternehmens nicht lediglich mit nur
einer Person besetzt oder es gibt nicht lediglich einen Gesellschafter.
Sanktioniert werden kann nur derjenige, der tatsächlich gehandelt
hat. Eine Erstreckung auf ein Organmitglied, das nicht gehandelt hat,
findet grundsätzlich nicht statt. Lediglich dann, wenn beide Mitglieder
gemeinschaftlich gehandelt haben sollten, ist eine Sanktion von bei-
den Mitgliedern möglich.7

Die §§ 14 StGB, 9 OWiG kennen ferner keine Unterscheidung nach
organinterner (Un)zuständigkeit. Daher entbinden interne Abspra-
chen oder Geschäftsverteilungspläne die Gesellschafter und Vor-
standsmitglieder zunächst nicht von ihrer Verantwortung.8 Anderes
gilt allerdings für den Bereich der unechten Unterlassungsdelikte.

Hier ist aufgrund der allgemeinen Unterlassungsdogmatik anerkannt,
dass eine Strafbarkeit nur dann in Betracht kommt, wenn die recht-
lich erwartete Handlung sowohl rechtlich als auch faktisch möglich
und zumutbar ist.9 Jedenfalls gilt dies, wenn der Gesellschafter bzw.
das Organmitglied Kenntnis von dem Unterlassen der Aufsicht durch
den anderen hat oder haben könnte.10 Bei einer Übertragung betrieb-
licher Pflichten ist der Normadressat daher gehalten, die übertragene
Tätigkeit zu überwachen (Aufsichtspflicht) und sich durch Stichpro-
ben von deren ordnungsgemäßen Erfüllung (Kontrollpflicht) zu ver-
gewissern.11 Hält sich der Normadressat an diese Vorkehrungen, so
kann er sich unter Berufung auf den Vertrauensgrundsatz der Haftung
entziehen. Erst wenn er mit der Pflichtverletzung ohne Weiteres rech-
nen musste oder es sonst griffige Anhaltspunkte für eine Überforde-
rung des jeweils anderen Zuständigen gab, kann sich der Normadres-
sat auf den Vertrauensgrundsatz nicht mehr berufen.12

Die Anforderung für eine Beauftragung gemäß Nr. 1 und Nr. 2 sind
unterschiedlich. Während bei der Leitung eines Betriebes oder Unter-
nehmens bereits die einvernehmliche tatsächliche Übernahme ge-
nügt so ist für die Nr. 2 eine ausdrückliche, eindeutige und konkrete
Beauftragung erforderlich.

3. Weitere Voraussetzungen

Allein die Stellung als Vertreter oder Beauftragter ist für eine Erstre-
ckung des Merkmals und damit für eine Sanktion jedoch nicht aus-
reichend.

a) Handeln als Vertreter/Beauftragter

Eine Merkmalsüberwälzung setzt weiter voraus, dass ein Vertreter
gerade als solcher und ein Beauftragter wegen des ihm erteilten Auf-
trages handelt. Es bedarf eines inneren Zusammenhangs zwischen
Vertretung/Beauftragung und der straf-/ordnungswidrigkeitsrechtli-
chen Handlung. Wie dieser Zusammenhang auszusehen hat, war lan-
ge Zeit umstritten.

aa) Vertretung nach §§ 14 Abs. 1 StGB, 9 Abs. 1 OWiG

Für die Vertretung nach §§ 14 Abs. 1 StGB, 9 Abs. 1 OWiG wurde von
der Rechtsprechung früher die sog. Interessentheorie herangezogen.
Danach wurde ein solcher Zurechnungszusammenhang immer dann
angenommen, wenn der Vertreter wenigstens auch im Interesse des
Vertretenen gehandelt hat. Wenn der Vertreter eigennützig handelte,
fand eine Zurechnung nicht mehr statt. Wegen ihrer Schwächen bei
der Fahrlässigkeit und im Bereich des Unterlassens wurde die Interes-
sentheorie 2012 aufgegeben.13

Seit dem Beschluss des Bundesgerichtshofs für Strafsachen aus dem
Jahr 2012 wird auf rein objektive Kriterien abgestellt. Dabei wird
zunächst zwischen einem rechtsgeschäftlichen und einem faktischen
Handeln unterschieden. Für die Zurechenbarkeit des Vertreterhan-

6 Fischer, in: Fischer, StGB, § 14 Rn. 2; ebenso Perron/Eisele, in: Schönke/
Schröder, StGB, § 14 Rn. 10/11.

7 Entsprechend den Regelungen der Mittäterschaft aus § 25 Abs. 2 StGB, ähn-
lich in § 14 Abs. 1 S.1 OWiG.

8 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 9, Rn. 45.
9 Radtke, in: Münchener Kommentar, StGB, § 14, Rn. 72.

10 Eidam, Unternehmen und Strafe, Vorsorge und Krisenmanagement, Rn. 694,
738.

11 Eidam, Unternehmen und Strafe, Vorsorge und Krisenmanagement, Rn. 694,
738.

12 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 9, Rn. 72.
13 BGH, Beschl. v. 15.5.2012 – 3 StR 118/11, NJW 2012, 2366.
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delns kommt es darauf an, ob es dem Geschäftskreis des Vertretenen
zuzuordnen ist. Dazu muss das Vertreterhandeln im normativen Sinn
ein Verhalten des Vertretenen sein.14 Bei rein faktischem Handeln
wird der erforderliche Vertretungsbezug regelmäßig aus der Vertreter-
position selbst resultieren.15 Die Reichweite des Vertretungsbezugs
ergibt sich dabei aus dem Pflichten- und Geschäftskreis des Vertre-
tenen selbst. Ein weiterer Aspekt, unter dem Vertretungsbezug her-
gestellt werden kann, ist die Zustimmung des Vertretenen.16 So
bleibt es beispielsweise in dem häufigen Anwendungsfall des § 283
Abs. 1 Nr. 1 StGB (Bankrott) oft aufgrund einer fehlenden Zustim-
mung des Vertretenen bei einer Strafbarkeit des Vertreters nach
den allgemeinen Delikten.
Ist das Handeln des Vertreters rechtsgeschäftlicher Natur, so kommt
es darauf an, ob der Vertreter offenkundig im Namen des Vertretenen
handelt oder die Rechtsfolgen den Vertretenen nach außen binden.
Liegt eine dieser Voraussetzungen vor, wird ein Zusammenhang zwi-
schen der Handlung und der Vertretungsbefugnis angenommen.

bb) Beauftragung nach den §§ 14 Abs. 2 StGB, 9 Abs. 2 OWiG

Für die Beauftragung nach den §§ 14 Abs. 2 StGB, 9 Abs. 2 OWiG
gelten die zuvor genannten objektiven Kriterien. Auf die Interessen
des Vertreters kommt es auch hier nicht an.

b) Wirksamkeit des Rechtsaktes, der die Vertretungsmacht

begründet?

Die §§ 14 Abs. 3 StGB, 9 Abs. 3 OWiG stellen klar, dass die vorgehen-
den Abs. 1 und 2 auch dann Anwendung finden, wenn der die Vertre-
tungsmacht begründende Rechtsakt unwirksam ist. Darüber hinaus
wird von der Rechtsprechung17 unter bestimmten Voraussetzungen
auch die rein faktische Geschäftsführung als ausreichend angesehen.
Es kommt dabei nicht darauf an, ob es überhaupt versucht oder ge-
plant war, den faktischen Geschäftsführer wirksam zu bestellen.

c) Subjektive Seite der Normen

Vorsatz verlangt Kenntnis der Umstände, die die Tätereigenschaft aus
§§ 14 StGB resp. 9 OWiG begründen. Für eine Fahrlässigkeitsstraf-
barkeit reicht fahrlässige Unkenntnis der Umstände. Kennt der Täter
die Umstände und verkennt die daraus resultierenden Pflichten und
Verbote, handelt es sich dabei lediglich um einen Subsumtionsirrtum.
Dieser führt – anders als der Tatumstandsirrtum – nicht dazu, dass
der Vorsatz und damit eine Strafbarkeit entfallen. Hinzukommen
muss natürlich die Erfüllung des subjektiven Tatbestands, der Rechts-
widrigkeit und der Schuld in Bezug auf die verletzte Norm.

III. Verantwortlichkeit für Aufsichtspflichtverletzun-
gen, § 130 OWiG

Nur im Ordnungswidrigkeitenrecht existiert mit § 130 OWiG neben
den zuvor behandelten Normen ein Auffangtatbestand, der eine Ver-
antwortlichkeit des Unternehmens- oder Betriebsinhabers begründet.
Er findet keine Anwendung, wenn der Inhaber bereits nach den §§ 14
StGB, 9 OWiG zur Haftung herangezogen werden kann.18 Die Norm
ermöglicht die Verhängung von Bußgeldern für „Inhaber“, die ihre
Aufsichtspflicht verletzt und dadurch eine „Zuwiderhandlung“ eines
Betriebs-/Unternehmensangehörigen gefördert haben.
Begründet wird dadurch zugleich die strafrechtliche Pflicht, betriebs-
oder unternehmensbezogene „Zuwiderhandlungen“ zu verhindern
(Garantenpflicht).19 Eine generelle Pflicht zur Verhinderung von Straf-

taten soll dem Unternehmens- oder Betriebsinhaber damit nicht auf-
erlegt werden. Es geht lediglich um solche Pflichten, die in einem
inneren Zusammenhang mit der Tätigkeit des Zuwiderhandelnden
stehen.20 Im Unternehmen sollen Vorkehrungen gegen betriebsbe-
dingte „Zuwiderhandlungen“ getroffen werden. Inhaber von Unter-
nehmen/Betrieben sollen Normverstößen aktiv entgegenwirken.21

1. Adressatenkreis

Die Norm richtet sich ihrem Wortlaut nach an „Inhaber“ von Unter-
nehmen und Betrieben. Inhaber wird dort nicht definiert. Inhaber ist
derjenige, dem die Erfüllung der einschlägigen Aufsichtspflicht ob-
liegt.22 Sofern der Inhaber eine juristische Person oder Personenge-
sellschaft ist, kann der Adressatenkreis über § 9 OWiG in dem oben
dargestellten Umfang erweitert werden.
Uneinheitlich wird die Frage beantwortet, ob auch Konzernobergesell-
schaften „Inhaber“ im Sinne der §§ 130 Abs. 1; 9 OWiG sein kön-
nen.23 Der BGH hat diese Frage bislang offen gelassen, aber in einem
Beschluss aus dem Jahr 1981 angemerkt, dass die einzelnen Unter-
nehmen auch im Konzerngefüge rechtlich selbstständig bleiben und
diese Selbstständigkeit einer Aufsichtspflicht der vertretungsberech-
tigten Organe der Konzernobergesellschaft gegenüber den Tochter-
gesellschaften entgegenstehen könnte.24 In der Literatur wird diese
Sichtweise zum Teil aufgegriffen.25 Nach anderer Ansicht sei dies
abzulehnen.26 Es greife allerdings etwas kurz, allein auf die rechtliche
Selbstständigkeit abzustellen.27 Damit werde das Wesen des Kon-
zerns, nämlich die faktische Abhängigkeit der Tochtergesellschaften
von der Konzernobergesellschaft, außen vorgelassen. Vielmehr sei
von einer wirtschaftlichen Einheit auszugehen.28 Soweit die Konzern-
obergesellschaft die tatsächliche Möglichkeit der Einflussnahme auf
die Tochtergesellschaften hat, z.B. über Weisungen an den Vorstand,
könne und müsse dieser Einfluss auch genutzt werden, um Straftaten
und Ordnungswidrigkeiten zu verhindern.29 Danach kann es durch-
aus in Betracht kommen, die Konzernobergesellschaften als Inhaber

14 Venn, in: Ignor/Mosbacher, HB Arbeitsstrafrecht, Personalverantwortung als
Strafbarkeitsrisiko, § 12, Rn. 17.

15 Radtke, in: Münchener Kommentar, StGB, § 14, Rn. 69.
16 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 9, Rn. 61.
17 Z.B.: BGH, Urt. v. 10.5.2000 – 3 StR 101/00, NJW 2000, 2285; BGH, Beschl.

v. 28.5.2002 – 5 StR 16/02, NJW 2002, 2480.
18 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130, Rn. 124.
19 BGH, Urt. v. 20.10.2011 – 4 StR 71/11, NJW 2012, 1237.
20 BGH, Urt. v. 20.10.2011 – 4 StR 71/11, NJW 2012, 1237.
21 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130, Rn. 1.
22 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130, Rn. 25.
23 Ausführlich hierzu Caracas, Verantwortlichkeit in internationalen Konzern-

strukturen nach § 130 OWiG, Diss. 2014, 51 ff.
24 BGH, Beschl. v. 1.12.1981 – KRB 3/79, GRUR 1982, 244; s. hierzu Caracas,

Verantwortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen nach § 130 OWiG,
Diss. 2014, 64.

25 Hermanns/Kleier, Grenzen der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unterneh-
men, 25; Koch, AG 2009, 564, 569; weitere Nachweise bei Caracas, Verant-
wortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen nach § 130 OWiG, Diss.
2014, 69 ff.

26 Caracas, Verantwortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen nach § 130
OWiG, Diss. 2014, 81 ff.; Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130,
Rn. 27 ff.; jeweils m.w.N.

27 Caracas, Verantwortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen nach § 130
OWiG, Diss. 2014, 84.

28 Ausführlich Caracas, Verantwortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen
nach § 130 OWiG, Diss. 2014, 82 ff.

29 Caracas, Verantwortlichkeit in internationalen Konzernstrukturen nach § 130
OWiG, Diss. 2014, 87 m.w.N.
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anzusehen.30 Obgleich es bislang noch nicht höchstrichterlich ent-
schieden ist, wird es in der instanz-gerichtlichen Rechtsprechung
grundsätzlich für möglich erachtet.31 Soweit die Konzernobergesell-
schaft nicht „Inhaber“ ist, bleibt die Inhaberschaft in dem betroffenen
Konzernunternehmen. Wie oben bereits angedeutet, kann eine Be-
hörde gegebenenfalls über § 9 OWiG auf diejenige Person in der
Leitungsebene zurückgreifen, die bei gehöriger Aufsicht eine Maß-
nahme hätte ergreifen müssen.

2. Voraussetzungen für ein Bußgeld nach § 130 OWiG

Im Gegensatz zu den §§ 14 StGB, 9 OWiG handelt es sich bei dem
§ 130 OWiG um einen eigenständigen Ordnungswidrigkeitentatbe-
stand mit eigenen Voraussetzungen.

a) Das Unterlassen einer Aufsichtsmaßnahme

Zunächst muss der Inhaber eine erforderliche und zumutbare Auf-
sichtsmaßnahme unterlassen haben. Dabei darf die Maßnahme selbst
nicht rechtswidrig sein (z.B. gegen die DSGVO/das BDSG etc. ver-
stoßen). Welche Maßnahmen erforderlich sind, lässt sich nur anhand
des jeweiligen Einzelfalles bestimmen. Eine umfassende Darstellung
ist hier unmöglich, aber auch entbehrlich. Es lassen sich aber einige
Eckpunkte festhalten. Die Rechtsprechung orientiert sich bei der Fra-
ge des Umfangs und der Erforderlichkeit der Aufsichtsmaßnahme an
der Größe und Organisation des Betriebes, an den Überwachungs-
möglichkeiten und an der Vielfalt und Bedeutung der zu beachtenden
Vorschriften. Fehlverhalten in der Vergangenheit erfordert ein erhöh-
tes Maß an Aufsicht in diesem Bereich. Insgesamt ist die Aufsicht so
auszuüben, dass aller Voraussicht nach die betriebsbezogenen Pflich-
ten eingehalten werden.32 Ferner lassen sich die Aufsichtspflichten in
Leitungs-, Koordinations-, Organisations- und Kontrollpflichten unter-
teilen. Damit einher geht die sorgfältige Auswahl der Mitarbeiter, eine
sachgerechte Organisation, Instruktion, Aufklärung und Überwa-
chung. In einigen Bereichen existieren gesetzliche Vorgaben, die bei
der Konkretisierung der erforderlichen Aufsicht heranzuziehen sind.
Zu nennen sind das Banken- und Kapitalmarktrecht mit den §§ 33
WpHG, 25a KWG. Ebenso gibt es gesetzliche Regelungen im Versi-
cherungsrecht sowie im Pharma- und Medizinrecht.33

b) Vorsätzliches oder fahrlässiges Unterlassen

Der Inhaber muss bei Unterlassen der Aufsichtsmaßnahme wenigs-
tens fahrlässig gehandelt haben. Dabei muss er gemäß § 276 Abs. 2
BGB die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht gelassen haben.
Hierzu ist es erforderlich, dass der Täter die Gefahr einer betriebs-
typischen Zuwiderhandlung in einem bestimmten Pflichtenkreis hätte
erkennen können. Auf die spätere konkrete Zuwiderhandlung kommt
es für die Beurteilung fahrlässigen Verhaltens dagegen nicht an.34

Welches Maß an Sorgfalt in der jeweiligen Situation angemessen ist,
ist vom Einzelfall abhängig. Vorwerfbar ist dementsprechend auch
das vorsätzliche Unterlassen.

c) Zuwiderhandlung gegen eine betriebsbezogene Pflicht

Das Gesetz verlangt weiter, dass in dem Betrieb oder Unternehmen
gegen eine betriebsbezogene Pflicht verstoßen wurde, die ihrerseits
eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit darstellt. Dieser Verstoß wird
als Zuwiderhandlung bezeichnet. Er stellt eine sog. objektive Bedin-
gung dar, was heißt, dass der Unterlassungstäter aus § 130 OWiG
hinsichtlich dieser Zuwiderhandlung weder vorsätzlich noch fahrlässig
gehandelt haben muss. Er muss nicht einmal von dem Verstoß wis-
sen.35

d) Ursächlichkeit des Unterlassens für die Zuwiderhandlung

Schließlich setzt die Norm voraus, dass eine gehörige Aufsicht die
Zuwiderhandlung wesentlich erschwert oder gänzlich verhindert hätte.
Hier ist im Rahmen der hypothetischen Kausalität eine Wertung zu
treffen, ob die vermeintlich vorzunehmende Aufsichtsmaßnahme tat-
sächlich Wirkung auf das Verhalten des Täters gezeigt hätte. Für die
Annahme einer gänzlichen Verhinderung bedarf es einer an Sicherheit
grenzenden Wahrscheinlichkeit. Unklar ist, wann eine Aufsichtsmaß-
nahme wesentliche Wirkung im Sinne der Norm entfaltet hätte. Ob die
gehörige Aufsicht die Zuwiderhandlung erschwert, wesentlich er-
schwert oder kaum erschwert hätte, hängt letzten Endes von der tat-
richterlichen Wertung ab. Funktionierende Compliance-Management-
Systeme sollen genau dies sicherstellen. Exzesstaten werden sich
auch bei größter Aufsicht nie ganz ausschließen lassen. Sie kann aber
die Wahrscheinlichkeit einer solchen Exzesstat reduzieren.36

IV. § 30 OWiG

Der § 30 OWiG ist sowohl im Strafrecht als auch im Ordnungswidrig-
keitenrecht einmalig. Er ermöglicht es, ein Bußgeld auch gegen eine
juristische Person oder Personengesellschaft zu verhängen. Die
Norm ist kein eigener Bußgeldtatbestand, sondern vergleichbar mit
§ 9 OWiG und folglich eine Möglichkeit den Adressatenkreis zu er-
weitern.37

Ein Bußgeld setzt nach dieser Norm voraus, dass ein „Repräsentant“
einer juristischen Person oder Personenvereinigung eine Straftat oder
Ordnungswidrigkeit begangen hat. Weiter muss dadurch eine Pflicht
der juristischen Person oder Personengesellschaft verletzt oder sel-
bige bereichert worden sein. Alternativ ist auch ausreichend, dass die
juristische Person oder Personenvereinigung bereichert werden soll-
te.

1. Sanktionsadressat

Über den Wortlaut hinaus können nicht nur juristische Personen und
Personengesellschaften Adressaten einer Geldbuße über § 30 OWiG
sein, sondern auch nicht rechtsfähige Vereine.38 Vorgesellschaften
sind ebenso sanktionsfähig, wenn es sich dabei um eine GbR oder
eine OHG handelt. § 30 Abs. 1 Nr. 3 OWiG ist dann einschlägig. Da-
rüber hinaus können auch fehlerhafte Gesellschaften zur Rechenschaft
gezogen werden. Sie sind bis zur gerichtlichen Feststellung ihrer Nich-
tigkeit als wirksam zustande gekommene Gesellschaften zu behan-
deln. Konsequent muss das dann auch für den § 30 OWiG gelten.39

Will man als Gesellschaft einer Geldbuße entgehen, so hilft die Än-
derung der Rechtsform nur bedingt. Denn auch gegen den Rechts-

30 Siehe zum Streitstand auch Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130,
Rn. 27 ff.

31 OLG München, Beschl. v. 23.9.2014 – 3 Ws 599/14, einsehbar auf juris; OLG
Jena, Urt. v. 12.8.2009 – 7 U 244/07, NZG 2010, 226, 228.

32 OLG Zweibrücken, Beschl. v. 25.6.1998 – 1 Ss 100/98, NStZ-RR 1998, 311,
312.

33 Eine kleine Übersicht bei Schäfer/Baumann, NJW 2011, 3601 ff.
34 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 130, Rn. 119.
35 Achenbach, in: Jaeger/Kokott/Pohlmann/Schroeder, Frankfurter Kommen-

tar zum Kartellrecht, § 81 GWB, Rn. 187 m.w.N.
36 Siehe hierzu sehr anschaulich Bussmann, CCZ 2016, 50, 52 f.
37 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 30, Rn. 16.
38 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 30, Rn. 38.
39 Rogall, in: Karlsruher Kommentar, OWiG, § 30 Rn. 43.
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nachfolger kann aus § 30 OWiG unter bestimmten Bedingungen eine
Geldbuße verhängt werden. Zum einen setzt das voraus, dass die
vorherige Gesellschaft in dem Anwendungsbereich des § 30 Abs. 1
OWiG lag. Ferner muss die neue Gesellschaft nach der Rechtspre-
chung mit der alten wirtschaftlich identisch sein40 oder es müssen
alternativ die Voraussetzungen des § 30 Abs. 2a OWiG vorliegen.
Diese Norm erfasst die Fälle einer Gesamtrechtsnachfolge oder einer
partiellen Gesamtrechtsnachfolge durch Aufspaltung gem. § 123
Abs. 1 UmwG.

2. Repräsentantenkreis

In § 30 Abs. 1 OWiG ist in den Nummern 1 – 5 abschließend auf-
gezählt, wer als „Repräsentant“ eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit
begehen muss, um die Sanktionsmöglichkeit auszulösen. Demnach
kommen nur folgende Personen in Frage:

Nr. 1: ein vertretungsberechtigtes Organ, ein Mitglied eines sol-
chen Organs
Nr. 2: der Vorstand, Mitglied eines Vorstandes
Nr. 3: vertretungsberechtigter Gesellschafter
Nr. 4: Generalbevollmächtigter, Prokurist in leitender Stellung
Nr. 5: sonstige leitungsverantwortliche Personen

3. Anknüpfungstat

Als Bezugs- oder Anknüpfungstat kommt nach dem Wortlaut jede
Ordnungswidrigkeit oder Straftat in Frage, durch die entweder eine
Pflicht der juristischen Person oder Personengesellschaft verletzt
oder eine Bereicherung beabsichtigt oder tatsächlich erlangt wird.

V. Das Zusammenspiel von §§ 14 StGB; 9, 30, 130
OWiG

Die zuvor genannten Vorschriften bilden ein System, sie wirken zu-
sammen und hängen voneinander ab. Ausgehend vom Sonderdelikt
erweitern die §§ 14 StGB, 9 OWiG den Täterkreis auf die Repräsen-
tanten der Verbände und ermöglichen so die Verhängung einer Geld-
buße gegen sie. Diese Tat kann zugleich als Bezugstat für den § 30
OWiG wirken. Ebenso dient die Aufsichtspflichtverletzung aus § 130
OWiG als wichtige Bezugstat für § 30 OWiG. So wird eine Sanktion auf
Verbandsebene auch dann möglich, wenn die grundlegende Ord-
nungswidrigkeit oder Straftat auf einer unteren Ebene stattgefunden
hat und sich darüber hinaus als Ergebnis einer Aufsichtspflichtverlet-
zung darstellt. § 30 OWiG erfüllt damit einen ganz ähnlichen Zweck
wie § 9 OWiG.41

Dieses System führt einerseits dazu, dass die zu Beginn aufgeworfe-
nen Probleme gelöst werden. Andererseits ist genau dadurch für den
Laien das eigentliche Ausmaß der jeweiligen Ordnungswidrigkeit oder
Straftat insbesondere bei Sonderdelikten nicht mehr zu überblicken.
Nachfolgend gleichwohl ein knapper Überblick.

VI. Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

Die folgende Übersicht zeigt Ordnungswidrigkeiten und Straftatbe-
stände aus dem Arbeitsrecht. Da es sich bei den meisten Vorschriften
um Ordnungswidrigkeiten handelt, wurden nur die Straftatbestände
als solche gekennzeichnet. Bei den restlichen handelt es sich dem-
nach um Ordnungswidrigkeiten.

1. Wesentliche Tatbestände

Delikt ohne Erweiterung gem. §§ 14 StGB, 9 OWiG

§ 42 BDSG:
Die Straftat betrifft gewerbsmäßiges Übermitteln o. Zugänglichmachen von
personenbezogenen Daten.

§ 25 Abs. 1 Nr. 2b ArbSchG:
Betrifft den Verstoß gegen vollziehbare Anordnung der zuständigen Behörde.

§ 119 Abs. 1 BetrVG42:
Betrifft eine Straftat, bei der eine Wahl nach BetrVG o. die Tätigkeit des Be-
triebsrats gestört wird.

§ 120 BetrVG:
Stellt die unbefugte Offenlegung von Betriebs- o. Unternehmensgeheimnissen
unter Strafe.

Sonderdelikt – Erweiterung möglich gem. §§ 14 StGB, 9 OWiG

16 Abs. 1 Nr. 1 – 18 AÜG:
Sanktioniert diverse Verstöße gegen Pflichten aus dem AÜG.

§ 25 Abs. 1 Nr. 1 ArbSchG:
Betrifft Handeln gegen unbestimmte Rechtsverordnung. Es handelt sich um
eine Blankettverweisung.43

§ 25 Abs. 1 Nr. 2a ArbSchG:
Verbietet die Zuwiderhandlung gegen vollziehbare Anordnung der zuständigen
Behörde.

§ 26 Nr. 1 – 2 ArbSchG:
Knüpft an die Ordnungswidrigkeiten aus § 25 ArbSchG an und sanktioniert
eine beharrliche Zuwiderhandlung o. Gefährdung von Leben o. Gesundheit als
Straftat.

§ 22 Abs. 1 Nr. 1 – 10 ArbZG:
Betrifft die Verletzung von Arbeitgeberpflichten und ermöglicht Bußgeld.

§ 23 Abs. 1 Nr. 1, 2 ArbZG:
Knüpft an die Ordnungswidrigkeiten aus § 22 ArbZG an und sanktioniert eine
beharrliche Zuwiderhandlung o. Gefährdung von Leben o. Gesundheit als
Straftat.

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 – 17 MuSchG:
Betrifft aufgezählte Arbeitgeberpflichten aus dem MuSchG und ermöglicht ein
Bußgeld.

§ 21 Abs. 1, 2 MiLoG:
Knüpft an Arbeitgeberpflichten aus dem MiLoG an. Eine Verletzung kann mit
teils hohen Bußgeldern geahndet werden.

§ 23 Abs. 1, 2 AEntG:
Eine Verletzung der zitierten Pflichten aus dem AEntG kann mit hohen Geld-
bußen belegt werden.

§ 121 BetrVG:
Verletzt der Arbeitgeber eine in der Norm aufgeführte Aufklärungs- o. Infor-
mationspflicht gegenüber dem Betriebsrat oder Wirtschaftsausschuss, kann
ein Bußgeld verhängt werden.

§ 20 Abs. 1 ASiG:
Enthält drei Ordnungswidrigkeiten, die sich aufgrund des Sachzusammen-
hangs nur an den Arbeitgeber richten.

40 BGH, Beschl. v. 10.8.2011 – KRB 55/10, NJW 2012, 164.
41 Venn, in: Ignor/Mosbacher, HB Arbeitsstrafrecht, Personalverantwortung als

Strafbarkeitsrisiko, § 12, Rn. 24.
42 Das SprAuG enthält ebenso zwei Strafnormen und eine Ordnungswidrigkei-

tenvorschrift, die denen des BetrVG nachgebildet sind.
43 Dabei handelt es sich um einen Tatbestand, der die Zuwiderhandlung gegen

eine andere Rechtsverordnung sanktioniert. Ob eine Erweiterung des Täter-
kreises möglich ist, hängt dann vom Inhalt der jeweiligen Rechtsverordnung
ab.
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2. Entferntere Tatbestände

Über die vorstehenden Normen hinaus gibt es für das Arbeitsverhält-
nis weniger bedeutsame Ordnungswidrigkeiten und Straftaten auch in
folgenden Gesetzen: §§ 95 bis 98 AufenthG; § 14 BEEG; §§ 58, 59
JArbSchG, §§ 31 bis 32a HAG, § 13 AsylbLG, §§ 43 bis 45 EBRG.

3. Die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)

Die Datenschutzgrundverordnung enthält ebenfalls die Möglichkeit,
Geldbußen nach Art. 83 DSGVO zu verhängen. Sie nimmt jedoch
wegen ihres europarechtlichen Ursprungs und dem kurzen Zeitraum
seit Inkrafttreten eine spezielle Rolle ein. In den juristischen Daten-
banken findet sich noch keine Rechtsprechung zu konkreten Sank-
tionen nach der DSGVO.44 Jedenfalls im deutschen Recht gibt es
danach noch keine gesicherte Rechtsprechung zu dem Thema. Einige
wichtige Punkte sind dennoch festzuhalten.
Art. 83 Abs. 4 bis 6 DSGVO enthält mehrere Tatbestände, die es
ermöglichen, ein Bußgeld zu verhängen. Sie werden nicht näher als
Ordnungswidrigkeit oder Straftat kategorisiert. Verwendet wird je-
doch der Begriff „Verantwortlicher“. Diverse Pflichten der DSGVO
und auch der Art. 83 Abs. 4, 5 DSGVO richten sich an den Verant-
wortlichen. Definiert ist der Begriff in Art. 4 Nr. 7 DSGVO. Danach
kann neben einer natürlichen Person insbesondere auch eine juristi-
sche Person ein „Verantwortlicher“ sein. Daraus folgt, dass juristi-
sche Personen direkt und ohne, dass es einer Erweiterungsvorschrift
bedarf, Adressat eines Bußgeldes nach § 83 Abs. 4, 5 DSGVO sein
kann.
Ferner normiert § 41 Abs. 1 BDSG, dass für Verstöße gem. Art. 83
Abs. 4 und 5 DSGVO die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten Anwendung finden. Davon ausgenommen sind nur die
§§ 17, 35, 36 OWiG. Diese betreffen allerdings nur die Höhe einer
Geldbuße und Regelungen über die Zuständigkeiten.
Zu klären bleibt nun noch die Frage, wer als Täter eine Geldbuße auch
für ein Unternehmen verursachen kann. Muss also der Arbeitgeber
haften, wenn ein Arbeitnehmer eigenwillig z.B. die Rechte eines Be-
troffenen dadurch verletzt, dass er einem berechtigen Verlangen
nach Löschung seiner Daten gemäß Art. 17 DSGVO nicht nach-
kommt (Art. 83 Abs. 5 b), Art. 17 Abs. 1)? Die Datenschutzgrundver-
ordnung unterscheidet nicht danach, wer im Unternehmen den Ver-
stoß begeht. Eine Einschränkung dahingehend, dass nur bestimmte
Personen eine Sanktion gegen das Unternehmen auslösen können,
gibt es hier nicht. Hier besteht ein deutlicher Unterschied zum deut-
schen Recht, das eine solche Sanktion nur unter den Voraussetzun-

gen des § 30 OWiG ermöglicht. Das ist schon deswegen sinnvoll, weil
sich nur schwer wird feststellen lassen können, wer im Unternehmen
tatsächlich die Handlung vorgenommen hat, die letztlich zur Sanktion
geführt hat. Für den Arbeitgeber heißt das, es sollte besonderer Wert
darauf gelegt werden, dass die Mitarbeiter die einschlägigen Daten-
schutzvorschriften einhalten.

VII. Fazit

Im deutschen Recht haftet grundsätzlich die natürliche Person. Die
Vorschrift des § 30 OWiG stellt davon eine Ausnahme dar. Eine Haf-
tung der juristischen Person oder Personenvereinigung ist unter be-
stimmten Voraussetzungen möglich. Vertreter und Beauftragte müs-
sen gemäß §§ 14 StGB, 9 OWiG besondere Obacht walten lassen, da
sie bei eigener Verfehlung selbst zum Adressatenkreis eines Sonder-
deliktes werden können. Schließlich gibt es in der DSGVO die grund-
sätzliche Haftung des Unternehmens, wenn in sanktionierbarer Weise
gegen die DSGVO verstoßen wurde.
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